
meine Damen und Herren, wir wollen uns nichts vormachen, 
11 % Aufschlag, das heißt für den Großen, für die Konzerne, daß 
die das irgendwo in ihrer Handelsspanne unterbuttern. Dort 
wird das für den Kunden nicht wirksam. Aber der Mittelstand, 
und wir haben uns als CDU/DA die Mittelstandspolitik auf unse­
re Fahnen geschrieben, für den Mittelstand ist es das Aus, nicht 
nur für den Mittelstand bei uns, sondern es steht auch die Frage 
des Mittelstands vielleicht für ganz Deutschland auf dem Plan.

Meine Damen und Herren, ich sehe dieses Problem ganz ex­
trem. Ich sehe es extrem - und das muß ich noch einmal sagen - 
in Fragen der Reisewelle, ich sehe es extrem, daß wir damit wirk­
lich die Großen wieder stützen, denn die Großen können sich 
vieles in den Preisen leisten, sie können auf ihre Spanne verzich­
ten, der kleine Händler kann es nicht. Wir haben uns eine Ent­
flechtung des Handels vorgestellt, und eine Entflechtung errei­
chen wir damit nicht.

Im Gegenteil, wir zerstören vielleicht neue Kleinstbetriebe 
oder kleine Unternehmen, die entstehen, und die werden von 
den Großen wieder aufgegessen.

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen zum Schluß eines 
zu bedenken geben. Ich habe als Wirtschaftler gelernt, daß man 
nicht Preis und Ware, Preis und Lohn miteinander verbinden 
kann und schon gar nicht die Arbeitskräfte eigentlich mit dem 
Preis aufrechnen. Es ist in der vorliegenden Anordnung zum 
Teil gemacht worden.

_*>’ür mich war es bisher so, daß ich immer sagen mußte, der
Aufwand muß im Verhältnis zum Nutzen stehen, und es muß ei­
ne vernünftige Aufwand-Nutzen-Diskussion herauskommen. 
11 % mehr hieße für mich also, wenn ich ein ordentliches Verhält­
nis ansetze, daß es nicht nur 11 % weniger Arbeitslose gibt, son­
dern ausgerechnet diese Zahl, die zwischen 30 und 50 % liegt bei 
einer Aufwand-Nutzen-Diskussion, kommt noch dazu.

Meine Damen und Herren, für mich geht es auch darum, unsere 
Industrie zu schützen und unserer Industrie die Arbeitskräfte zu 
belassen. Aber ich denke, diese 11 % sind nicht das richtige Mittel. 
Wir sollten wirklich versuchen, gemeinsam Lösungen und Mittel zu 
finden, die für unsere Industrie effektiv wirken, denn sonst gehen 
wir ab von einem Aufwand-Nutzen-Denken, wir gehen davon ab, 
und wir verlagern einen Teil, wir verlagern quasi die Arbeitslosig­
keit, die es vielleicht in der Industrie gibt, in die Aufgaben des Han­
dels, in die Aufgaben des Mittelstands, und das kann nicht sein. -

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

")anke schön. Und nun von der Fraktion der SPD Herr Abge­
ordneter Bischoff.

Bischof f für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich halte Emotionen, wie sie 
geschürt werden, für feilsch, indem man Einzelpunkte aus einem 
Wirtschaftsförderungsprogramm herausnimmt und versucht, 
dieses zu interpretieren.

(Vereinzelt Beifall)

Herr Kollege Schulz, ich achte Sie sehr hoch, aber was Sie vorhin 
hier getan haben, finde ich relativ unfair. Wenn Sie das gesamte 
Programm gelesen hätten, hätten Sie nicht so glashart reagiert.

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD begrüßt den 
Antrag der Liberalen

(Beifall bei den Liberalen)

- als Diskussionsgrundlage!

Und befürwortet die Überweisung in die genannten Ausschüsse.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen für das Gebiet der DDR Fördermaßnahmen für 
die gesamte Wirtschaft.

Und Fördermaßnahmen sollten deshalb auch im Komplex be­
trachtet werden. Daher einige Gedanken, die in den Ausschüs­
sen diskutiert werden sollten.

Unsere Industrie muß umgestaltet werden, und nicht wenige 
Industriezweige müssen bei laufender Produktion umgestaltet 
werden. Es ist nicht immer so, daß unsere Produktion in der Qua­
lität den westlichen Erzeugnissen nachsteht. Aber eins ist si­
cher: Sie werden auf Grund der falschen Investitionspolitik der 
letzten Jahre zu teuer produziert. Es ist daher folgerichtig, daß 
den Prozeß der wirtschaftlichen Erneuerung flankierende Maß­
nahmen zum Produktionsabsatz vorübergehend getroffen wer­
den müssen. Und diese Preiszuschläge für Produkte, die impor­
tiert werden, obwohl inländische Erzeugnisse dem Qualitätsver­
gleich standhalten, sollen die Händler bewegen, eben die inländi­
schen Produkte zu vertreiben.

(Beifall bei PDS und SPD)

Meine Damen und Herren! Wir sind nicht nur ein Volk der 
Händler und Konsumenten. Wir sind auch ein Volk der Produ­
zenten.

(Beifall vor allem bei SPD und PDS)

Und es muß auch zur Richtigstellung gesagt werden, daß diese 
Preiszuschläge von 11% auf den Beschaffungspreis aufzuschla­
gen sind, und demzufolge liegen sie in der Handelsspanne und 
sind nicht zwingend für eine Verbraucherpreiserhöhung not­
wendig.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dieser Importzu­
schlag ist keineswegs investitionshemmend. Produkte westli­
cher Prägung, welche in Unternehmen auf dem Territorium der 
DDR hergestellt werden, werden nicht mit einem solchen Zu­
schlag belegt. Damit werden Unternehmen angehalten, Produk­
te, welche bisher nicht in der DDR produziert werden, z. B. durch 
Unternehmensbeteiligung in der DDR herzustellen. Und diese 
Beteiligung ist mit allen Vorteilen der Wirtschaftsförderung ver­
sehen, wie den Investitionsanlagen, wie den Eigenkapitalhilfs­
programmen, wie den ERP-Krediten.

Meine Damen und Herren! Diese Abgabe, dieser Zuschlag ist 
ein Teil des gesamten Wirtschaftsförderungsprogramms. Ein­
zelbetrachtungen ohne Querverbindungen zu den anderen wirt­
schaftsfördernden Maßnahmen führen zu unkonkreten Be­
trachtungsweisen. Der Händler wird nicht benachteiligt, seine 
gesamtgesellschaftliche Verantwortung wird und ist gefragt. So­
lange dieses Parlament existiert, ist es unsere Aufgabe, durch 
Fördermaßnahmen eine neue wirtschaftliche, durch Flexibilität 
gekennzeichnete Infrastruktur zu schaffen, welche Arbeitsplät­
ze schafft und sichert.

(Schwacher Beifall bei der SPD)

Der Klein- und Mittelstand, meine Damen und Herren, sind 
nicht nur die Händler, und - meine Damen und Herren von den 
Liberalen und CDU/DA, da Sie die kleinen und mittelständi­
schen Unternehmen ausgrenzen Wir als SPD werden uns um 
diese Wählerschicht kümmern.

(Unruhe im Saal und Beifall bei der SPD)

Die Wechselbeziehungen zwischen Produzenten und Konsu­
menten dürfen nicht einseitig verschoben werden. Ohne zu pro­
duzieren, kann ich nicht konsumieren. Ohne Geld, was ich durch 
Produzieren verdiene, kann ich nicht kaufen, und ohne Käufe 
kann ich nicht Handel treiben. Und da wir gesunden Handel trei­
ben wollen, brauchen wir Förderungsprogramme, brauchen wir 
diesen Importzuschlag von 11 % für westliche Erzeugnisse, wo in 
der DDR Substitute vorhanden sind.
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(Heiterkeit) (Beifall bei der SPD)


